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Betrifft: Richterdienstgesetz; Neuregelung der 

Richterausbildung - Stellungnahme 

In der Anlage wird die gemeinsame Stellungnahme der Ver­
einigung der österreichischen Richter und der Bundessek­
tion Richter und Staatsanwälte in der GöD zum o.a. Gesetzes­
entwurf in 25-facher Ausfertigung übermittelt. 

Für die Vereinigung der 
österreichiechen Richter: 

(Dr. E. Marke 1 , Präs.) 

25 Anlagen 

Für 
und 

(Dr. 

die Bundessektion Richter 
Startsanwälte in der GÖD: 

i I 
I / 

I 

,fvYJ \jJ.; ~ 
G. Woratsch, Vors.) 
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VEREINIGUNG DER 

ÖSTERREICHISCHEN RICHTER 

BUNDESSEKTION RICHTER 

UND STAATSANWÄLTE IN DER GÖD 

S tel 1 u n g nah m e 

,zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Richter­

dienstgesetz (Richterdienstgesetz-Novelle 1986 - RDG-No­

velle 1986), das Gerichtsorganisationsgesetz und die 

Reisegebührenvorschrift 1955 geändert werden. 

Prinzipiell wird darauf hingewiesen, daß die rich­

terlichen Berufsvertretungen seit längerer Zeit eine Än­

derung des Richterdienstgesetzes in seinen Bestimmungen 

über die Aufnahme und Ausbildung der Richteramtsanwär­

ter anstreben und diesbezüglich auch bereits durch län­

gere Zeit Verhandlungen mit dem Bundesministerium für 

Justiz bzw. dem Bundeskanzleramt geführt worden sind. 

Die dabei erziel ten Ergebni sse \'/aren jedoch nach 

Ansicht der richterlichen Berufsvertretungen jedenfalls 

in wesentlichen Hauptpunkten unzureichend. Es wurde des­

wegen auch zuletzt am IO.September 1986 eine Bespre­

chung zum Fragenkomplex Richterdienstgesetz-Novelle ge­

führt. Die richterlichen Berufsvertretungen haben je­

doch, weil sie die diesbezüglichen Verhandlungen keines­

wegs als abgeschlossen betrachten können, einer Einlei­

tung des Begutachtungsverfahrens über eine solche Geset­

zesänderung keineswegs zugestimmt und dies auch zuletzt 
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den Bundesministern Dr.Franz Löschnak und Dr.Harald Of-

ner mit Schreiben vom 24.September 1986 mitgeteilt. 

Aus diesem Grund wird der vorliegende Entwurf zur 

Gänze abgelehnt, weil dagegen in prinzipieller Hinsicht 

schv/erstwiegende Bedenken bestehen. ,Eine Gesetzwerdung 

in der Form des vorgelegten Entwurfes würde eine Ände-

rung des Dienstrechtes gegen den erklärten Willen der Be-

troffenen darstellen und wäre schon alleine deswegen 

als noch nie dagewesener Ausnahmefall zu betrachten. 

Oie wesentlichsten Einwände richten sich dabei ge­

gen die Gestaltung des Verfahrens zur Aufnahme in den 

richterl ichen Vorbereitungsdienst. Der Entwurf bringt 

dabei nichts weiter als die gesetzliche Festschreibung 

der bisher geübten Verwaltungspraxis ohne weitere legi­

stische Fortschritte diesbezüglich erkennbar zu machen. 

Nach Ansicht der österreichischen Richterschaft 

ist die Mitwirkung der Personal senate der Oberlandesge-

r ich te bei der auf 0 b er 1 an des ger i cl, t s b a s i s dur eh z u f ü h -

renden Aufnahme von Richteramtsanwärtern zur Ver -

b e s s e run g des Aufnahmeverfahrens aus zwei Grün-

den unbedingt erforderlich. 

Die Vorlage eines' für den Justizminister unver-

bindlichen Vorschlages durch den Personal senat des zu-

ständigen Oberlandesgerichtes in Form einer Liste, in 

der di e geei gneten Aufnahmebewerber nach ihrer Ei gnung 

für den Richterberuf gereiht sind, schafft eine Verbrei­

terung der Entscheidungsgrundlagen. Durch das Einbrin­

gen der Meinung erfahrener Richter, die bestens darüber 
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Bescheid wissen,\',elche Talente und Fähigkeiten eine 

Persönlichkeit zur Ausübung des Richterberufes benö­

tigt, tritt eine vermehrte Sicherheit für die Qualität 

des richterlichen Nachwuchses ein. Dem Personal senat ge­

hört kraft Gesetzes auch der Präsident desOberlandesge­

r ich te s . als Vo r si tz end e ra n , er kann auf diese Weise 

ebenso sei ne r'1ei nung ei nbri ngen. Darüber hi naus schal­

tet ein solcher Vorschlag der im Rahmen der als Gerichts­

barkeit ausgeübten Justizverwaltung der Personal senate 

abgegeben wird, infolge der Mehrköpfigkeit des Entschei­

dungsgremiums Gefahren all fäll i ger Interventi onen oder 

Protektionismen aus: 

Dieses Vorgehen enthält auch ein wesentliches 

dem 0 k rat i s c h e s Moment der Mitsprache der be­

troffenen Berufsgruppe, wie es für viele Bereiche auch 

legistisch bereits geregelt ist. Der offene Berufszu­

gang für alle geeigneten Bewerber bleibt daher gewähr­

leistet. 

Auch diese Gestaltung nimmt dem jeweiligen Bundes­

m i n ist e r für Jus ti z k ein e s weg s die r'l ö 9 1 ich k ei t , n ich t 

vorgeschlagene Bewerber zu Richteramtsanwärtern zu er­

nennen. In keiner Weise wird dadurch in die bestehende 

Ministerverantwortlichkeit eingegriffen, sie wird viel­

mehr für jene Organe, denen gegenüber sie zum Tragen 

kommt, erst transpa~ent . 

. Die Frage der dienstlichen Anlt/esenheit der Rich­

teramtsanwärter wurde in der Fassung des § 6 des Entwur­

fes nunmehr zwar in einer akzeptablen, den Einwendungen 
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der Richterschaft Rechnung tragenden Weise· geregelt, 

die dazu in den erläuternden Bemerkungen (AS 7 2.Absatz 

zu § 6) gewählte Version entspricht jedoch vereinba-

rungswidrig nicht dem mit Bundesminister im Bundeskanz­

leramt Dr.Franz Löschnak bereits vor einiger Zeit ein-

vernehmlich festgelegten Text, der diesbezUglich zu lau­

ten hätte, daß bei der Ausbildung der Richteramtsanwär-

ter von einer regelmäßigen Wohendienstzeit von 40 Stun-

den auszugehen ist. 

Als unannehmbar wird von der Richterschaft auch 

die Möglichkeit einer KUndigung ohne Angabe von GrUnden 

während einer Probezeit angesehen. Dabei liegt eine ein-

deutige Verschlechterung des geltenden Dienstrechtes 

vor. Es versagt auch jeder Hinweis auf die Regelung des 

BOG, weil die Kriterien fOr die Aufnahme eines Richter-

amts anwärters völlig anders gelagert sind. Es darf da-

bei nämlich nicht übersehen werden, daß der Aufnahme des 

Richteramtsanwärters bereits ein etwa einjähri ges Sta-

dium der Ausbildung, PrUfung und Bewährung als Rechts-

praktikant vorangeht, das in manchen Fällen (zB Zustän­

digkeitsbereich des OLG Graz) auch regelmäßig die Dauer 

eines Jahres beträchtlich übersteigt. Erst dann erfolgt 

bei Eignung eine Aufnahme in den richterlichen Vorberei­

tungsdienst. Jene Zeit, die ein Aufnahmewerber nach dem 

BOG als Probezeit zu durchlaufen hat, hat der die Aufnah-

me in den richterlichen Vorbereitungsdienst anstrebende 

Rechtspraktikant dabei bereits längst hinter sich ge-

bracht. 

. .. /5 

10/SN-284/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 5 von 8

www.parlament.gv.at



.. 5 -

Au c h .d i e Ge s tal tun 9 der Aus bild u n g des R ich te r -

amtsanwärters bezüglich der Dauer und des Ablaufes des 

Ausbildungsdienstes (§ 9 ff des Entwurfes) bedarf noch 

einer weiteren Erörterung. Dies betrifft einerseits die 

fakul tati yen und obl i gatori schen Ausbi 1 dungsstati onen, 

wobei nicht übersehen werden darf, daß für den Bund bei 

obligatorischer Ausbildung von Richteramtsanwärtern bei 

Rechtsanwälten, und Notaren im Hinblick darauf, daß die­

se Richteramtsanwärter sozusagen lebende Subventionen 

darstellen, beträchtliche finanzielle Lasten zu tragen 

sind. Es darf die Gefahr nicht übersehen werden, daß ein­

erseits in die in dem durch den Entwurf vorgesehenen Aus­

bildungsstadiumbefindlichen Richteramtsanwärter zur 

Zeit der Zuteilung zu Rechtsanwälten oder Notaren be­

reits beträchtliche Mittel an Zeit und Geld der öffentli­

chen Hand zu ihrer Ausbildung investiert worden sind, an­

dererseits aber Rechtsanwälte und Notare bemüht sein 

werden, sol che vorzügl ich ausgebi 1 deten Richteramtsan­

"'iärter, insbesondere wenn sie in ausgezeichneter Weise 

entsprechen, für ihren Beruf abzuwerben. Unberücksi ch­

tigt bleibt für diese Fälle, daß durch den Ausbildungs­

verlust von etwa 2 Jahren bei der Nachbesetzung solcher­

art frei werdender Planstellen mangels Planstellenreser­

ve immer Engpässe auftreten werden, di e dann auch auf 

die Zahl der zur Ernennung zum Richter heranstehenden 

Richteramtsanwärter durchschlagen werden. 

Daneben sind im vorliegenden Entwurf auch sonst 

no c h jlj ä n gel vor h a n den, die j e d 0 c h ge gen übe r den er w ä h n -

... /6 

10/SN-284/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 8

www.parlament.gv.at



- 6 -

ten, sChwerstwiegenden Bedenken bedeutungsmäßig so weit 

in den Hintergrund treten, daß derzeit auf sie nicht ein-

gegangen werden braucht. 

Dies inbesondere desw,egen, weil davon ,auszugehen 

ist, daß, durch die Beendigung der derzeitigen Legisla-

turperiode das neue Einbringen eines Entwurfes für eine 

RDG-Novel.le notwendig ist. Die österreichischen Richter 

und Staatsanwälte urgieren deswegen bereits auf diesem 

Wege neuerliche Verhandlungsaufnahme und Wiederholung 

des Begutachtungsverfahrens. 

Soweit sich der vorliegende,Entwurf mit einer Än-

derung der Gerichtsorganisation beschäftigt, besteht al­

lei n nach, der Fassung dieses Entwurfpapieres überhaupt 

keine Veranlassung, eine solche Änderung durchzuführen. 

Der vorliegende Entwurf wird daher zur Gä~ze abge­

lehnt-. Die Richterschaft ersucht, ihre schweren Beden-

ken gegen die derzeitigen EntwurfsformuTierungen schon 

jetzt zur Kenntnis zu nehmen. Die gegenständliche 

Rechtsmaterie ist vielmehr einer neuerlichen Beratung 

und erneuerten Begutachtung nach Änderung der derzeiti-

gen Entwurfsformulierungen zu unterziehen. 

Zuletzt erlaubt sich die Vereinigung der· öster-

reichischen Richter darauf hinzuweisen, daß auch- die 

vorl i egende, für di e Rechtsprechung besonders wi chti ge 

f·J a t e r i e, wie i n v i e 1 e näh n 1 ich gel a ger t e n Fäll e n, z war 

einer Unzahl von Institutionen, bei denen zum Teil nicht 
~\ cl ..... 

ei nmal ei n mi ttel barer Konnex tHTtl- eH--e vorl i egende"lMate-

rie erkennbar ist, zur Begutachtung übermittelt wurde, 
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eine Übermittlung des Entwurfes im Rahmen des Begutach­

tungsverfahrens durch das Bundeskanzleramt der Republik 

Österreich an die Vereinigung der österreichischen Rich­

ter nicht erfolgt ist. Wir ersuchen diher auch Sie, Ih­

ren Einfluß dahin geltend zu machen, daß das Bundeskanz­

leramt in Zukunft Gesetzesentwürfe auch der Vereinigung 

der österreichischen Richter zur Begutachtung übermit­

telt, soweit die Rechtsprechung davon auch nur entfernt 

betroffen ist. 

Wien, im November 1986 
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